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Unterrichtung

Hannover, den 10.11.2020

Die Prasidentin des Niedersachsischen Landtages
- Landtagsverwaltung -

Fur das Klima auf die Dacher gehen! Energiewende dezentral gestalten und die Sonnenkraft
nutzen

Antrag der Fraktion Bindnis 90/Die Grunen - Drs. 18/4226

Beschlussempfehlung des Ausschusses fir Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz - Drs. 18/7841

Der Landtag hat in seiner 89. Sitzung am 10.11.2020 folgende EntschlieBung angenommen:

Fur das Klima auf die Dacher gehen! Energiewende dezentral gestalten und die Sonnenkraft
nutzen

In der Bevdlkerung geniel3t die Solarenergie breite Unterstiitzung, denn die Erzeugung von Solar-
energie auf der vorhandenen Dachflache hat unschlagbare Vorteile. Bei der Nutzung vorhandener
Dachflachen zur Energiegewinnung wird ein zusatzlicher Flachenverbrauch vermieden. Strom- und
Warmeenergie kénnen dezentral und verbrauchernah erzeugt und genutzt werden. Die Kosten fir
Solarthermie- und Photovoltaikmodule sind in den letzten Jahren deutlich gesunken. Der gewonnene
Strom kann zum Betrieb von Wéarmepumpen fur Heiz- oder Kiihlzwecke genutzt werden, Elektrofahr-
zeuge kodnnen, unter Verwendung entsprechender Speichermodule, durch den gewonnen Solar-
strom umweltfreundlich geladen werden. In Kombination mit Batterie- und Warmespeichern wird der
Eigenverbrauch der erzeugten Solarenergie deutlich effizienter und flexibler. Hierdurch kénnen
Netzengpasse oder Einspeisespitzen infolge von Erzeugungsiiberschiissen gepuffert werden.

Der Landtag begriif3t die Beratungsangebote der niedersachsischen Klimaschutz- und Energieagen-
tur wie den ,Solar-Check", der Hauseigentiimerinnen und Hauseigentiimer zu Mdglichkeiten der Nut-
zung von Solarenergie, Speichermdglichkeiten und der Optimierung des Eigenverbrauchs berat.

Der Landtag bittet die Landesregierung,

1. Anreize fur die Nutzung von Solarenergie sowohl bei Neu- als auch Bestandsbauten zu schaf-
fen,

2. ein attraktives PV-Speicher-Férderprogramm fir Kommunen und Private auf den Weg zu brin-
gen,

3. auf der Grundlage der bereits erfolgten Potenzialanalyse alle geeigneten landeseigenen Dach-
flachen zeitnah fur Solarthermie oder Photovoltaik zu nutzen; soweit nétig auch mithilfe von
Pachtmodellen oder z. B. Kooperationen mit Biirgergenossenschaften,

4. das niedersachsische Baurecht dahingehend zu andern, dass bei Neubau groer Dachfla-chen
von Gewerbehallen der Aufbau und die Nutzung photovoltaischer Anlagen zur Pflicht werden,

5. das Niederséchsische Denkmalschutzgesetz dahingehend zu &ndern, dass die Mdglichkeiten
der Nutzung von Photovoltaikanlagen auf denkmalgeschitzten Geb&auden, insbesondere auf
nicht einsehbaren Gebaudeteilen/-flaichen, ausgeweitet werden,

6. eine landesrechtliche Ermachtigung fiir die Kommunen zu schaffen, die es erméglicht, bei der
Aufstellung kommunaler Bauleitplanung abwégen zu kdnnen, inwieweit die Verpflichtung zur
Nutzung von Photovoltaik bzw. Solarthermie erforderlich und wirtschaftlich zumutbar ist,
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7. bei der Neuaufstellung des Landesraumordnungsprogramms die Rahmenbedingungen daftir
zu schaffen, dass geeignete Flachen fur Freiflachenphotovoltaik bzw. Agrarphotovoltaik nutzbar
sind, landwirtschaftlich ungenutzte Flachen und Grenzstandorte sind hierbei zu be-vorzugen,

8. Informationsmaterial Uber Finanzierungsmodelle und die steuerliche Behandlung von Pho-to-
voltaikprojekten zur Verfiigung zu stellen, etwa durch die Erarbeitung einer Handreichung zu
Pachtmodellen fur Investoren.

Dariiber hinaus bittet der Landtag die Landesregierung, sich auf Bundesebene dafir einzusetzen,
1. die EEG-Umlage auf eigengenutzten Strom aus Photovoltaikanlagen abzuschaffen,
2. U 20-PV-Anlagen von der Stromsteuer zu befreien,

3. die komplizierte Rechtslage bei Eigenversorgungsmodellen deutlich zu vereinfachen und hand-
habbar zu machen sowie birokratische Hirden fir die Eigenversorgung abzubauen,

4. den Ausbaudeckel fur die Férderung von Photovoltaikanlagen aufzuheben:

a) den internationalen Klimaschutzzielen angepasste, deutliche Anhebung der Ausbauziele
nach § 4 Nr. 3 zu Mindestzielen (> 7 000 MW),

b) die Abschaffung des Ausbaudeckels bei solarem Mieterstrom (8§ 23 b Abs. 3 und 4 EEG)
und Offnung des Mieterstroms fiir Quartierskonzepte (§ 23 b Abs. 1 und 2 EEG),

c) die Erhdhung der Anlagengrdf3e auf landwirtschaftlichen Flachen (benachteiligte Gebiete)
auf 25 MW (8§ 37 d EEG),

d) die Erhéhung der Anlagengrofe von Agrarphotovoltaikanlagen auf 50 MW (§8 37
Abs. 3 EEG),

5. die Ausschreibungspflicht fiir Dachflachenphotovoltaik abzuschaffen,

6. die Verwendung von Erneuerbaren Energien zur Beheizung und Warmwassererzeugung in Pri-
vathdusern, wie z. B. Solarthermie oder Geothermie, durch eine gezielte Férderung zu steigern,

7. das Wohnungseigentiimergesetz dahingehend zu &ndern, dass fir die Errichtung von Pho-to-
voltaikanlagen auf Gemeinschaftseigentum nur noch ein Mehrheitsbeschluss erforderlich ist,

8. gebaudeilbergreifende quartiersbezogene Lésungen zur Nutzung von Mieterstrom zu schaffen.
Hier sollte fir Gebaude in rAumlichem Zusammenhang der Ansatz sein, aufgrund einer funkti-
onalen Verklammerung, wie z. B. gemeinsam genutzte Einrichtungen, gleichwohl eine Férder-
moglichkeit vorzusehen.

2 (Verteilt am 11.11.2020)



	Drucksache 18/7901
	Unterrichtung
	Für das Klima auf die Dächer gehen! Energiewende dezentral gestalten und die Sonnenkraft

nutzen
	Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/4226
	Beschlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz - Drs. 18/7841

